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Öffentliche Bekanntmachung des Rhein-Erft-Kreises 
über den Beschluss des Kreistages des Rhein-Erft-Kreises 

über die Feststellung der Eröffnungsbilanz zum 01,01,20°9 

sowie die Entlastung des landrates 

1, Feststellung der Eröffnungsbilanz und Entlastung des landrates 
Der Kreistag des Rhein-Erft-Kreises hat in seiner Sitzung am °5.07.2012 gemäß § 53 Abs. 1 

Kreisordnung NRW (KrO NRW) i. V. m. den §§ 92 Abs. 1 und 96 der Gemeindeordnung NRW (GO NRW) 
die Eröffnungsbilanz des Rhein-Erft-Kreises zum 01.01.2009 mit einer Bilanzsumme von 448.330.671,56 
EUR einschließlich des Anhangs und des Lageberichtes festgestellt. 

Gemäß § 92 Abs. 5 GO NRW prüft der Rechnungsprüfungsausschuss die Eröffnungsbilanz und bedient 
sich hierzu nach § 92 Abs. 5 i . V. m. § 101 Abs. 8 GO NRW und § 53 Abs. 3 KrO NRW zur Durchführung der 
Prüfung der örtlichen Rechnungsprüfung. Diese hat die Eröffnungsbilanz in der Fassung ihrer 
Fortschreibung vom 16.°5.2012 geprüft und am 23.05-2012 den nachfolgend uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt (§ 101 Abs. 4 und 8 GO NRW): 

Oie Rechnungsprüfung hat die Eröffnungsbilanz - bestehend aus Bilanz und Anhang - des Kreises 
geprüft, In die Prüfung wurden die Buchführung, die Inventur, das Inventar und die Übersicht der 
örtlich festgelegten Nutzungsdauern der Vermögensgegensta'nde einbezogen. Oie Inventur, die 
Buchführung sowie die Aufstellung dieser Unterlagen nach den gemeinderechtlichen Vorschriften 
von Nordrhein-Westfalen und den erga'nzenden Bestimmungen der Satzungen und sonstigen 
ortsrechtlichen Bestimmungen liegen in der Verantwortung des landrates des Kreises. Oie Aufgabe 
der Rechnungsprüfung ist es, auf der Grundlage der durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über 
die Eröffnungsbilanz unter Einbeziehung der Buchführung, der Inventur, des Inventars sowie der 
örtlich festgelegten Nutzungsdauern der Vermögensgegenstände abzugeben, 

Die Eröffnungsbilanz wurde nach § §§ gz und 101 GO und in Anlehnung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (loW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und 
Verstöße, die sich aufdie Darstellung des durch die Eröffnungsbilanz unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung vermittelten Bildes der Vermögens -, Schulden- und Finanzlage 
wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden, Bei der Festlegung der 
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Tätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld des Kreises sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen 
der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen Internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Inventar, Übersicht über örtlich festgelegte Restnutzungsdauern 
der Vermögensgegenstände, Buchführung und Eröffnungsbilanz teilweise auf der Basis von 
Stichproben beurteilt, Oie Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten 
Bi/anzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen des landrates des Kreises sowie die 
Würdigung der Gesamtdarste/lung der Eröffnungsbilanz. Die Rechnungsprüfung ist der Auffassung, 
dass die Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für die Beurteilung bildet. 

Die Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
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Stadt  Pulheim                  Pulheim, den 5. Februar 2013 
Der Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
   Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Pulheim 
 
 
Widmung von Straßen für den öffentlichen Verkehr in der Stadt Pulheim nach § 6 des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
 
 
Der Rat der Stadt Pulheim hat in seiner Sitzung vom 18.12.2012 die Widmung des im Zuge der Erschließung des 
Bebauungsplan Nr. 69 (Gewerbegebiet „Am Schwefelberg“) angelegten Rad- und Fußweges gemäß § 6 des 
Straßen- und Wegegesetzes NRW vom 23.9.1995 in der derzeit gültigen Fassung für den öffentlichen Verkehr 
verfügt: 
 
Der Rad- und Fußweg wird als Gemeindestraße mit der Beschränkung auf die Nutzungsart „Rad- und Fußweg“ 
im Sinne von § 3 Abs. 1 Ziffer 3 in Verbindung mit Abs. 4 Ziffer 3 StrWG NRW gewidmet.  
 
Der Rad- und Fußweg wurde bereits dem öffentlichen Verkehr übergeben. Die Widmung tritt frühestens mit der 
nach § 6 Abs. 1 StrWG NRW vorgeschriebenen öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.  
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen die Widmung können Sie vor dem Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz , 50667 Köln, binnen eines 
Monats nach Bekanntgabe des Verwaltungsaktes schriftlich Klage erheben. Die Klage muss den Kläger, den 
Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. 
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die angefochtene Verfügung soll 
in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen 
Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen – ERVVO 
VG/FG – vom 07.11.2012 (GV. NRW. Seite 548) eingereicht werden.  
 
 
In Vertretung 
 
 
Gez. Martin Höschen 
Technischer Beigeordneter  
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Öffentliche Bekanntmachung der 
STADT BEDBURG 

 
betreffend den 

Offenlagebeschluss der Planung für den Bebauungsplan 
Nr. 32 / Kaster, 5. vereinfachte Änderung, 

- Baugebiet „Im Spless“ -  
 
hier: Bekanntmachung der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 i. V. m. § 13 BauGB 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Bedburg hat in seiner Sitzung am 
29.01.2013 den Offenlagebeschluss für den Bebauungsplan Nr. 32/Kaster, 5. verein-
fachte Änderung gemäß § 3 Abs. 2 i.V.m. § 13 BauGB in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) gefasst. Der Offenlagebe-
schluss wird hiermit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich bekanntgemacht.  
 
Der Geltungsbereich der 5. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 32 / 
Kaster liegt im Ortsteil Kaster zwischen „Am Zelenberg“ und „Morkener Straße“ im 
Norden, „Harffer Schlossallee“ im Osten und L279 im Süden. Der Geltungsbereich 
umfasst das gesamte Neubaugebiet „Im Spless“ um August-Macke-Straße, Carl-
Leyhausen-Allee, Marie-Nauen-Straße sowie der einzelnen Wohnstraßen im Neu-
baugebiet.  
 
Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches der 5. vereinfachten Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 32 / Kaster ist der Planzeichnung zu entnehmen. 
 
Ziel dieser Bebauungsplanänderung ist die kleinteilige Anpassung textlicher Festset-
zungen bzgl. des Maßes der baulichen Nutzung, Gestaltungsfestsetzungen sowie die 
Baurechtschaffung zur Erweiterung des vorhandenen Kindergartens.  
 
Im Wege der förmlichen Offenlage (Auslegung) der Planung besteht gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB für Jedermann (Öffentlichkeit) Gelegenheit, sich über den Entwurf 
des Bebauungsplanes Nr. 32/Kaster, 5. vereinfachte Änderung sowie die allgemei-
nen Ziele und Zwecke, die wesentlichen Auswirkungen der Planung mit Begründung 
und Anlagen hierzu in der Zeit vom  
 

Donnerstag, 21. Februar 2013 bis Freitag, 22. März 2013 (einschließlich) 
 
während der Dienststunden, und zwar montags und donnerstags von 8:30 Uhr bis 
12:30 Uhr und von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr, mittwochs und freitags von 8:30 Uhr bis 
12:30 Uhr sowie dienstags von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr und von 14:00 Uhr bis 18:00 
Uhr bei der Stadtverwaltung Bedburg, Rathaus Kaster, Am Rathaus 1, Zimmer 205, 
50181 Bedburg, zu unterrichten.  
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Der Planentwurf hängt auch im Aushangkasten des Rathauses in Kaster, 2. Oberge-
schoss, zur Einsicht aus. Gleichzeitig besteht Gelegenheit zur Äußerung und Erörte-
rung der Planung mit einem sachkundigen Vertreter der Stadtverwaltung sowie Stel-
lungnahmen mündlich, zur Niederschrift oder schriftlich vorzutragen. Das Planverfah-
ren wird im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB durchgeführt. Von einer früh-
zeitigen Beteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB wird gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB 
abgesehen. 
 
Zum Planentwurf nebst Begründung und Anlagen können auch schriftliche Stellung-
nahmen abgegeben werden. Nicht fristgemäß abgegebene Stellungnahmen können 
bei der Beschlussfassung über diesen Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. Ein 
Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, soweit mit ihm 
Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Aus-
legung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden (sog. Präklusion von Einwen-
dungen). 
 
Bedburg, 06.02.2013 
Stadt Bedburg 
Der Bürgermeister 

 
(Gunnar Koerdt) 
 
 
 
 
 
 Hinweise: 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des BauGB 

über die Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie die Fälligkeiten und das vom Erlöschen entsprechender 
Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 

 
2. Hinweis gemäß § 4a Abs. 6 BauGB: 

Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-
gung nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, können bei der Beschlussfas-
sung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde de-
ren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. 

 
3. Hinweis gem. § 47 Abs. 2a VwGO (Verwaltungsgerichtsordnung): 

Der Antrag einer natürlichen oder juristischen Person, der einen Bebauungs-
plan oder eine Satzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 oder § 35 Abs. 6 
des Baugesetzbuchs zum Gegenstand hat, ist unzulässig, wenn die den An-
trag stellende Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen 
der öffentlichen Auslegung (§ 3 Abs. 2 des Baugesetzbuchs) oder im Rahmen 
der Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit (§ 13 Abs. 2 Nr. 2 und 
§ 13a Abs. 2 Nr. 1 des Baugesetzbuchs) nicht oder verspätet geltend gemacht 
hat, aber hätte geltend machen können, und wenn auf diese Rechtsfolge im 
Rahmen der Beteiligung hingewiesen worden ist. Dies gilt entsprechend, wenn 
Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 
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4.  Hinweis gemäß § 13 Abs. 3 Satz 2 BauGB: 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wird von der Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs. 4 BauGB gemäß § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB abgesehen. 

 
 

Lageplan Bebauungsplan Nr. 32 / Kaster, 5. vereinfachte. Änderung 
 

 

 
© Vermessungs- und Katasteramt Rhein-Erft-Kreis 
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